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Der Basler Physiker und Uniprofessor Daniel Loss (rechts)
erhielt gestern mit dem Marcel-Benoist-Preis den wichtigs-
ten Wissenschaftspreis der Schweiz. Um Loss diese Ehre
zu erweisen, reiste Bundesrat Didier Burkhalter (Mitte) – in
diesem Fall in der Rolle als Vorsitzender der Marcel-Be-
noist-Stiftung – aus Bundesbern in die Aula der Universität

an. Daniel Loss wird mit dem mit 50 000 Franken dotierten
«Schweizer Nobelpreis» unter den Wissenschaftern auf-
grund seiner bahnbrechenden Arbeiten zur Physik des
Quantencomputers ausgezeichnet. 1998 hatte der 52-Jähri-
ge ein Konzept zur Realisierung dieses «Superrechners»
vorgeschlagen und mit einem zwölfköpfigen Team ausge-

baut. Seit 1996 ist Daniel Loss an der Universität Basel Pro-
fessor für Theoretische Physik. Der Marcel-Benoist-Preis
wird seit dem Jahr 1920 verliehen – mit Loss geht der Preis
insgesamt zum 13. Mal an einen Wissenschafter der Uni
Basel. Uni-Direktor Antonio Loprieno (l.) hielt bei der Ver-
leihung des Marcel-Benoist-Preises die Eingangsrede. (BZ)

KENNETH NARS

Hoher Besuch aus Bundesbern: Bundesrat Didier Burkhalter überreicht Daniel Loss den «Schweizer Nobelpreis»

Die Basler SP präsentiert ihr neues
Positionspapier zur Integrationspoli-
tik nicht ganz zufällig kurz vor der
Abstimmung zur Ausschaffungsin-
itiative: «Probleme exportieren ist
nicht der richtige Ansatz», findet SP-
Chef Martin Lüchinger. Seine Partei
trete an gegen die Angst vor dem
Fremden und biete Lösungen für Pro-
bleme mit den hier lebenden Auslän-
derinnen und Ausländern an.

Das Papier, das den Basler Genos-
sen nächsten Montag an der DV vor-
gelegt wird, enthält einige Forderun-
gen, die in Basel zu reden geben dürf-
ten. Alleine die Tatsache, dass sie von
der grössten Partei im Stadtkanton
stammen, verleiht ihnen Gewicht.
Gewisse Ideen sind in bereits beste-
henden Vorstössen enthalten, die im
Grossen Rat von Vertretern anderer
Parteien eingegeben wurden. Andere
dürften in nächster Zeit von SP-
Grossräten lanciert werden.

Eine Übersicht über die wichtigs-
ten Forderungen:

• In der obligatorischen Schulzeit
soll es keine Schulklassen geben, in
welchen über 40 Prozent der Schü-
ler dieselbe Fremdsprache spre-
chen. Im Matthäus- und im Gundel-
dinger-Quartier gebe es – vor allem
im Kindergarten – einige Klassen,
die einseitig mit türkischen Kin-
dern oder solchen aus Ex-Jugosla-
wien zusammengesetzt seien, hat
SP-Grossrat Mustafa Atici beobach-
tet. Diese Einseitigkeit sei das Pro-
blem – nicht alleine der hohe Aus-
länderanteil: «Kommen die Kinder
aus sieben Nationen, so ist die Lin-
gua franca Deutsch», sagt Tim Cué-
nod, Koordinator des Papiers.

• An den Schulen braucht es einen
obligatorischen Ethik- und Reli-
gionsunterricht, der von allen Kin-

dern besucht wird. Dieses neue Ge-
fäss soll den bisherigen freiwilligen
Religionsunterricht ablösen. Das
Wissen über andere Religionen för-
dere das gegenseitige Verständnis,
argumentiert die SP.

• Einbürgerungen sollen erleichtert
werden. Die SP verlangt, die kanto-
nale Wohnsitzfrist (auf zwei Jahre)

als auch die Einbürgerungsgebüh-
ren deutlich zu senken. Im Stadt-
kanton ist die Eingebürgerten-Quo-
te im Vergleich zu anderen Kanto-
nen überraschend tief. «Die Praxis
ist in Basel nicht so liberal, wie vie-
le meinen», sagt Cuénod. Unter den
62 000 Ausländern im Stadtkanton
seien über die Hälfte «Papierli-Aus-
länder» – also solche, die seit über
15 Jahren hier leben und längst ein-
bürgerungsberechtigt wären. Für
viele unter ihnen fehle der Anreiz,
sich einbürgern zu lassen.

• Migrantinnen brauchen einen bes-
seren Rechtsschutz: Heute laufen
viele Ehefrauen und andere Famili-
enangehörige Gefahr, ihre Aufent-
haltsbewilligung zu verlieren,
wenn sie ihre Ehemänner wegen
begangener Straftaten wie häusli-
cher Gewalt anzeigen. Der Aufent-
haltsstatus vieler männlicher Aus-
länder sei höher (C-Bewilligung) als
jener ihrer Frau (B-Bewilligung).

• Öffentliche Sicherheit: Die SP for-
dert eine verstärkte Polizeipräsenz
an Ausgangs- und Freizeitorten:
«Unangenehme Erfahrungen mit Ju-
gendbanden führen mitunter zu
Fremdenhass», sagt Jungsozialist
Cuénod. Eine pauschale Aufsto-
ckung des Polizeikorps, wie dies die
SVP-Initiative verlange, sei nicht nö-
tig, sagt Lüchinger. «Wir haben ge-
nügend Polizisten. Wichtig ist, dass
sie öffentlich sichtbar sind.»

SP will Religionsunterricht für alle
Integration Die SP fordert einen
obligatorischen Religionsunter-
richt an den Basler Schulen. Zu-
dem sollen in einer Klasse nicht
mehr als 40 Prozent der Schüler
dieselbe Sprache sprechen.

VON HANS-MARTIN JERMANN

«Die Probleme
exportieren ist nicht
der richtige Ansatz.»
Martin Lüchinger, SP-Präsident

Kantonsfinanzen Ordentlich ge-
scholten wurde die Basler Regierung
vor Jahresfrist, weil sie im Kantons-
budget 2010 den Aufwand um 3 Pro-
zent wachsen liess. Dieser Missmut
ist im Hinblick auf den Voranschlag
2011 verflogen: Die Regierung ist auf
den selbst auferlegten Pfad von
1,5 Prozent Kostenwachstum zurück-
gekehrt – was die Mitglieder der
grossrätlichen Finanzkommission
(FKom) gestern vor den Medien lob-
ten. Eine Mehrheit der FKom erwar-
tet von der Regierung aber, dass sie
2012 und 2013 das zu hohe Wachs-
tum des laufenden Jahres mit Min-
derausgaben kompensieren wird.

Milliarde neuer Schulden bis 2014
Am Budget 2011 hat die Kommis-

sion kaum etwas zu mäkeln: Dieses
sieht in der Laufenden Rechnung ei-
nen Überschuss von 45,6 Millionen
Franken vor. Die FKom hat am Voran-
schlag der Regierung nur kleine Re-
tuschen vorgenommen. FKom-Präsi-
dent Baschi Dürr (FDP) ist zuversicht-
lich, dass die Zahlen für 2011 näher
bei der Realität sein werden, als dies
in den letzten Jahren der Fall war.
Das Jahr 2010 ist zu pessimistisch
veranschlagt worden, was Finanzdi-
rektorin Eva Herzog bereits einge-
räumt hat. Unter dem Strich könnte
die Rechnung – unter anderem dank
Einmalfaktoren wie nicht gebrauch-
ten Rückstellungen für die Pensions-
kasse – um eine halbe Milliarde bes-

ser ausfallen als geplant. «Das ist viel
Geld», kommentierte Dürr.

Viel Geld, das der Kanton im Hin-
blick auf die sich abzeichnende Ver-
schlechterung der Finanzlage gut
brauchen kann: Bis Ende 2014 droht
der Stadtkanton bis zu einer Milliarde
Franken neuer Schulden anzuhäufen.
Grund sind die hohen Investitionen.
Eine derart verursachte Verschul-
dung sehe er nicht als negativ an,
kommentierte FKom-Mitglied und
CVP-Fraktionschef André Weissen.
«Andere Kantone bessern ihre Zahlen
auf, indem sie Investitionen auf die
lange Bank schieben», so Weissen.
SVP-Präsident Sebastian Frehner stell-
te umgehend klar, dass dies die per-
sönliche Meinung von Weissen sei.

16 neue Stellen für Gerichte
Im Streit um die Personalaufsto-

ckung bei den Basler Gerichten im
Zusammenhang mit der Justizreform
stützt die FKom die Haltung der Re-
gierung: Diese will die Hälfte der For-
derungen der Gerichte erfüllen und
für 2011 knapp 16 neue Stellen be-
willigen. Dies schlägt mit 6,7 Millio-
nen Franken zu Buche. Es sei schwie-
rig zu beurteilen, in welchem Be-
reich wirklich neue Stellen nötig sei-
en, kommentierte FKom-Mitglied Pa-
tricia von Falkenstein (LDP). «Die
Haltung der Regierung erscheint uns
richtig. Wir müssen die Situation bei
den Gerichten genau weiterverfol-
gen», sagte von Falkenstein. (HAJ)

Missmut der Kommission ist verflogen

Asbest Museums-Räume

müssen saniert werden
Da einige Räume im Naturhistori-
schen Museum Spritzasbest enthal-
ten, schliesst das Museum im Januar
2011 einige Dauerausstellungen. Zu
diesem Schluss sind die Museums-
verantwortlichen nach einem Ge-
spräch mit dem Amt für Wirtschaft
und Arbeit (AWA) gekommen. Ge-
mäss AWA muss in einigen Räumen
umgehend eine Sanierung vorge-

nommen werden. Betroffen sind die
Ausstellungen «Bär & Luchs», «Fink
& Star» sowie die Ausstellung zur Mi-
neralogie «Pyrit & Bergkristall» und
«Gold und Rubin». Nach den Sanie-
rungsarbeiten können die Ausstel-
lungsräume wieder benutzt werden.
Wann die Räumlichkeiten zur Verfü-
gung stehen, ist noch unklar. (BZ)

RKK Basler Katholiken

verschieben Sparrunde
Der Kirchenrat der Synode der rö-
misch-katholischen Kirche Basel-Stadt
schlägt eine Verschiebung der nächs-

ten Sparrunde von 2012 auf 2015 vor.
Dies, weil die erste Sparrunde ihre
Wirkung gezeigt habe und die Steuer-
einnahmen besser ausgefallen seien,
als prognostiziert wurde, schreibt der
Kirchenrat. Die nächste Sparrunde, die
eine Reduktion von 7,5 Prozent betra-
gen wird, soll von der Synode 2013
beschlossen werden. (BZ)

Klavierrezital Kevin Kenner

spielt Chopin
Die Chopin-Gesellschaft in Basel hat
für ein Konzert den US-amerikani-
schen Pianisten Kevin Kenner einge-

laden. Er spielt am kommenden
Sonntag im Hans-Huber-Saal (17.00)
des Stadtcasinos ein reines Chopin-
Programm. Kenner ist Preisträger des
internationalen Chopin-Wettbewer-
bes in Warschau und feierte Erfolge
in den USA, Kanada und Europa. Er
ist Professor für Klavier am Royal
College of Music in London. (BZ)

Weil am Rhein Einkaufszen-

trum wird «Stadtquartier»
Am Dienstag stellten die beiden ver-
bliebenen Investoren ECE und MAB
im Weiler Gemeinderat ihre Projekte

zur Überbauung des Europaplatzes
vor. Geplant sind bis zu 25 000 Qua-
dratmeter Verkaufsfläche in zwei
grossen Gebäuden und 1200 Park-
plätze. Die Haltestelle der Tramlinie 8
wird in den Komplex integriert. Die
Fraktionen des Gemeindeparlaments
reagierten gemäss Medienmeldun-
gen unterschiedlich: Während FDP
und Grüne Zweifel an der nötigen
Kaufkraft der Regio haben, freut sich
die SPD darauf, ein «neues Stadt-
quartier» zu schaffen. Im Frühjahr
entscheidet das Parlament, welcher
Investor zum Zuge kommt. ECE be-
treibt bereits das Basler Stücki. (BZ)
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